Stand: 05.07.2017
Reform des Schulleiteramtes
ÜBERSICHT

21
Vorbemerkung


22
Zulassungsbedingungen


33
Verfahren


33.1
Gemeinschaftsunterrichtswesen


33.2
Abweichende Bestimmungen für das freie subventionierte   Unterrichtswesen


34
Dienstrecht


45
Vorübergehender Ersatz


46
Gehalt und Prämie


46.1
Sekundarschulleiter


56.2
Grundschulleiter


57
Bewertung und Einspruch


68
Bezeichnungs- bzw. Einstellungsdauer, Beendigung und Ernennung


68.1
Bezeichnungs- bzw. Einstellungsdauer


68.2
Beendigung


78.3
Ernennung


79
Berücksichtigung der Dienste




Gesetzliche Grundlage:
Königlicher Erlass vom 22. März 1969 zur Festlegung des Statuts der Mitglieder des Direktions- und Lehrpersonals, des Erziehungshilfspersonals, des paramedizinischen und sozialpsychologischen Personals der staatlichen Einrichtungen für Vor-, Primar-, Förder-, Mittel-, technischen, Kunst und Normalschulunterricht und der von diesen Einrichtungen abhängenden Internate sowie der Personalmitglieder des mit der Aufsicht über diese Einrichtungen beauftragten Inspektionsdienstes, Kapitel VIII, Abschnitt 6
Dekret vom 14. Dezember 1998 zur Festlegung des Statuts der subventionierten Personalmitglieder des freien subventionierten Unterrichtswesens und des freien subventionierten Psycho-Medizinisch-Sozialen Zentrums, Kapitel Vbis
Dekret vom 29. März 2004 zur Festlegung des Statuts der subventionierten Personalmitglieder des offiziellen subventionierten Unterrichtswesens und der offiziellen subventionierten Psycho-Medizinisch-Sozialen Zentren, Kapitel Vter

Vorbemerkung
Durch das Dekret vom 25. Juni 2007 über Maßnahmen im Unterrichtswesen 2007 wurde das Schulleiteramt auf Sekundarschulebene grundlegend reformiert.

Durch das Dekret vom 28. Juni 2010 über Maßnahmen im Unterrichtswesen 2010 wurde die Reform auf Grundschulebene fortgesetzt. 

Die Regelung für die Grundschulleiter, d.h. für das Amt des Hauptlehrers, des Leiters einer autonomen Grundschule oder des Übungsgrundschulleiters, gilt seit dem 1. September 2010 und weicht von der für die Sekundarschulleiter geltenden Regelung in Bezug auf das Gehalt und die Prämie sowie in Bezug auf die Diplomanforderung ab. Alle übrigen Bestimmungen sind identisch.
1 Zulassungsbedingungen
Eine Person darf das Amt des Schulleiters bekleiden, wenn sie folgende Bedingungen erfüllt: 

1. a) Sie ist Bürger der Europäischen Union oder Familienangehöriger eines Unionsbürgers im Sinne von Artikel 4 §2 des Gesetzes vom 22. Juni 1964 über das Statut der Personalmitglieder des staatlichen Unterrichtswesens; die Regierung kann eine Abweichung von dieser Bedingung gewähren, oder

b) Sie besitzt den Status als langfristig aufenthaltsberechtigter Drittstaats-angehöriger laut den Bestimmungen des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern, oder

c) Sie besitzt die Rechtsstellung als Flüchtling oder den subsidiären Schutzstatus laut den Bestimmungen desselben Gesetzes vom 15. Dezember 1980;

d) Sie besitzt den Aufenthaltstitel in Anwendung der Artikel 61/2 bis 61/5 desselben Gesetzes vom 15. Dezember 1980.

2. Sie verfügt:

a) für das Amt eines Studienpräfekten oder Direktors einer Regelsekundarschule mindestens über ein Diplom des Hochschulwesens des ersten Grades;

b) für das Amt eines Direktors einer Fördersekundarschule mindestens über ein Diplom des Hochschulwesens des ersten Grades;

c) für das Amt des Hauptlehrers, des Leiters einer autonomen Grundschule oder des Übungsgrundschulleiters über ein Diplom eines Kindergärtners, ein Diplom eines Primarschullehrers, ein Diplom eines Lehrbefähigten für die Unterstufe des Sekundarunterrichts, ein Diplom eines Lehrbefähigten für die Oberstufe des Sekundarunterrichts oder mindestens über einen Studiennachweis des Hochschulwesens zweiten Grades im pädagogischen Bereich;

3. Sie hat die Bewerbung in der Form und der Frist eingereicht, die im Aufruf an die Bewerber festgesetzt sind.

4. Sie besitzt die bürgerlichen und politischen Rechte.

5. Sie hat den Milizgesetzen genügt.
6. Sie entspricht Artikel 10 des Dekretes vom 19. April 2004 über die Vermittlung und den Gebrauch der Sprachen im Unterrichtswesen, d.h. sie ist im Besitz der gründlichen Kenntnis der deutschen und französischen Sprache.
2 Verfahren
2.1 Gemeinschaftsunterrichtswesen
Der Bewerbungsaufruf wird in der Zeitung sowie in jeder anderen angemessenen Form veröffentlicht (z.B. Aushang in den Schulen oder im Internet). Der Aufruf enthält das erforderliche Profil des Schulleiters und die Zielsetzungen, die während der Bezeichnung verwirklicht werden sollen.

Die Bewerbung für das Schulleiteramt wird per Einschreiben eingereicht. Der Bewerber fügt seiner Bewerbung unter anderem einen Strategie- und Aktionsplan bei, um die Zielsetzungen des Schulträgers zu verwirklichen.

Zur Bezeichnung des Schulleiters setzt der Schulträger eine unabhängige Kommission ein. Diese Kommission stützt sich unter anderem auf den Strategie- und Aktionsplan des Bewerbers und auf ein Bewerbungsgespräch. Ein Auswahlkriterium bei der Bezeichnung bildet die pädagogische Qualifikation und die Berufserfahrung. Die Kommission erstellt ein Gutachten, das die Bewerber für eine betreffende Schule klassiert. Die Klassierung behält ihre Gültigkeit für die betreffende Schule während 24 Monaten, beginnend am 1. September des Schuljahres, für das das Gutachten erstellt wurde.

Diese Kommission besteht aus fünf Personen:

1. ein Vorsitzender, ausgewählt unter den Personalmitgliedern der Stufe I des für das Unterrichtspersonal zuständigen Fachbereichs des Ministeriums;

2. einem Personalmitglied des Ministeriums, das über Fachkenntnisse auf dienstrechtlicher Ebene verfügt;

3. einem Personalmitglied des Ministeriums, das über Fachkenntnisse auf pädagogischer Ebene verfügt;

4. zwei Mitgliedern, die nicht zu den Personalmitgliedern des Ministeriums gehören und die über Fachkenntnisse im Bereich des Bildungswesens verfügen.

2.2 Abweichende Bestimmungen für das freie subventionierte Unterrichtswesen
Der Bewerbungsaufruf wird in der Zeitung sowie in jeder anderen angemessenen Form veröffentlicht (z.B. das Internet). Der Aufruf enthält das erforderliche Profil des Schulleiters und die Zielsetzungen, die während der Einstellung/Bezeichnung erreicht werden sollen.

Die Bewerbung für das Schulleiteramt wird per Einschreiben eingereicht. Der Bewerber fügt seiner Bewerbung unter anderem einen Strategie- und Aktionsplan bei, um die Zielsetzungen des Schulträgers zu verwirklichen.

Der Schulträger entscheidet, welcher Bewerber eingestellt wird. 

Im Gegensatz zum Gemeinschaftsunterrichtswesen kann der Schulträger dies entscheiden ohne zwingend eine Kommission einzusetzen. Er stützt sich aber ebenfalls auf den Strategie- und Aktionsplan des Bewerbers und auf ein Bewerbungsgespräch.
3 Dienstrecht
Auf den Schulleiter findet größtenteils das jeweilige Dienstrecht Anwendung. 

Dem Schulleiter ist es jedoch untersagt, einen Urlaub zu nehmen oder zur Disposition zu stehen, mit Ausnahme folgender Urlaube und Zurdispositionstellungen: 

1. Jahresurlaub,

2. Gelegenheitsurlaub,

3. außergewöhnlicher Urlaub wegen Fällen höherer Gewalt,

4. Mutterschaftsurlaub,

5. Urlaub wegen Adoption oder Pflegschaft,

6. Urlaub wegen Krankheit oder Gebrechen,

7. Zurdispositionstellung wegen Krankheit oder Gebrechen,

8. Urlaub wegen eines Auftrags im Interesse des Unterrichtswesens,

9. vollzeitige Zurdispositionstellung aus persönlichen Gründen vor der Versetzung in den Ruhestand,

10. Urlaub wegen verringerter Dienstleistungen wegen Krankheit und Gebrechen,

11. Urlaub aus zwingenden familiären Gründen,

12. Zurdispositionstellung aus persönlichen Gründen.

Ihm ist es ebenfalls untersagt, eine teilzeitige Laufbahnunterbrechung zu nehmen, ausgenommen die teilzeitige Laufbahnunterbrechung wegen Elternschaftsurlaub, die teilzeitige Laufbahnunterbrechung, um Palliativpflege zu leisten, und die teilzeitige Laufbahnunterbrechung zur Pflege eines schwerkranken Haushalts- oder Familienangehörigen.

4 Vorübergehender Ersatz
Wenn die Bezeichnung des Schulleiters beendet wird oder er aus dem Amt scheidet oder er aufgrund eines oder einer der unter Punkt 4 angeführten Urlaube oder Zurdispositionstellungen vorübergehend abwesend ist, kann der Schulträger ihn bis zum Ende des darauffolgenden Schuljahres durch ein anderes definitiv ernanntes bzw. eingestelltes Personalmitglied der Kategorie des Direktions- und Lehrpersonals ersetzen. Dieses muss die unter Punkt 2 angeführten Bedingungen erfüllen, mit Ausnahme der Bedingung der frist- und formgerechten Bewerbung.
Wenn der Schulleiter voraussichtlich während mindestens einem Jahr abwesend ist, kann der Schulträger ihn vorübergehend durch eine Person ersetzen, die die Zulassungsbedingungen erfüllt (siehe Punkt 2). In diesem Fall wird das komplette Verfahren zur Bewerbung und Bezeichnung angewandt (siehe Punkt 3).

Dem Personalmitglied, das den Schulleiter vorübergehend ersetzt, ist es untersagt einen Urlaub zu nehmen oder zur Disposition zu stehen ausgenommen die oben erwähnten Urlaubs- und Dispositionsformen (siehe Punkt 4). Während dieses Ersatzes erhält das Personalmitglied Gehalt und Prämie wie in Punkt 6 vorgesehen. 

Nach Rückkehr des ersetzten Schulleiters bekleidet das Personalmitglied, insofern es sich um ein definitiv ernanntes bzw. eingestelltes Personalmitglied handelt, erneut sein vorheriges Amt. Dies ist jedoch nicht der Fall, wenn das Personalmitglied wegen eines schwerwiegenden Fehlers entlassen wurde oder freiwillig aus dem Dienst ausgeschieden ist.
5 Gehalt und Prämie
5.1 Sekundarschulleiter

Während der Bezeichnung bzw. Einstellung erhält der Schulleiter einer Sekundarschule ein Gehalt mit einem finanziellen Dienstalter von 19 Jahren oder mit seinem tatsächlichen finanziellen Dienstalter, wenn dieses mehr als 19 Jahre beträgt, erhöht um eine monatliche Prämie von 400 EUR für eine Sekundarschule mit weniger als 600 Schülern beziehungsweise 600 EUR für eine Sekundarschule mit 600 Schülern und mehr. Nach jeweils zwei Jahren erfolgen die in der Gehaltstabelle vorgesehenen Erhöhungen.

Während der Bezeichnung erhält der Schulleiter einer Fördersekundarschule ein Gehalt mit einem finanziellen Dienstalter von 19 Jahren oder mit seinem tatsächlichen finanziellen Dienstalter, wenn dieses mehr als 19 Jahre beträgt, erhöht um eine monatliche Prämie von 428,48 EUR. Nach jeweils zwei Jahren erfolgen die in der Gehaltstabelle vorgesehenen Erhöhungen.

Handelt es sich um ein Personalmitglied, bezieht es weiterhin sein Gehalt und erhält ausgleichend monatlich eine Prämie, die gleichzeitig mit der Auszahlung des Monatsgehalts erfolgt.

Bei einem Urlaub wegen Krankheit, während eines Mutterschaftsurlaubs und während der in Artikel 42 bis 43bis des Arbeitsgesetzes vom 16. März 1971 angeführten Abwesenheiten im Rahmen einer Geburt wird die Prämie weitergezahlt, insofern der Schulleiter nicht von der Krankenkasse entschädigt wird.

Ein Schulleiter, der bereits vor dem 1. September 2007 definitiv ernannt oder eingestellt ist, erhält die entsprechende Prämie ab dem Monat, der dem folgt, in dem er eine von der Regierung anerkannte Fachausbildung als Schulleiter erfolgreich bestanden hat.
5.2 Grundschulleiter

Die unter 6.1. erwähnte Regelung findet keine Anwendung auf den Grundschulleiter. Dieser erhält keine Prämie.

6 Bewertung und Einspruch
Pro Zeitspanne von fünf Jahren erstellt der Schulträger einen Bewertungsbericht für einen Schulleiter. Er nimmt hierzu ein Bewertungsgespräch vor. 

Im Gemeinschaftsunterrichtswesen wird die Bewertung vom Leiter des Fachbereichs Unterrichtspersonal vorgenommen. Der Schulleiter kann auch selbst eine Bewertung beantragen.
Der Schulleiter fasst im Voraus einen Bericht über die Umsetzung des Strategie- und Aktionsplans und die Verwirklichung der Zielsetzungen ab, der die Grundlage des Bewertungsgesprächs bildet.

Der Schulträger händigt dem Schulleiter den Bewertungsbericht bis zum 30. April des laufenden Schuljahres aus. Der Schulleiter hat sieben Kalendertage nach dem Tag der Aushändigung, um sich mit diesem Bericht einverstanden oder nicht einverstanden zu erklären und seine Bemerkungen zum Bewertungsbericht schriftlich abzugeben. Die Bemerkungen werden dem Bewertungsbericht beigefügt. Der Schulleiter datiert und unterzeichnet den Bewertungsbericht und gibt diesen dem Schulträger zurück. 

Der Bewertungsbericht kann mit dem Vermerk „ungenügend“, „mangelhaft“, „ausreichend“, „gut“ oder „sehr gut“ schließen.

Händigt der Schulleiter dem Schulträger den Bewertungsbericht und seine Bemerkungen nicht innerhalb der angeführten siebentägigen Frist aus, gilt der Bewertungsbericht des Schulträgers. 

Liegt kein Bewertungsbericht des Schulträgers fristgemäß vor, ist der Bewertungsbericht nichtig und der Schulleiter erhält den Vermerk des vorhergehenden Bewertungsberichts. Ist Letzterer nicht vorhanden, erhält der Schulleiter den Vermerk „gut“.

Der Bewertungsbericht wird dem Schulleiter in dreifacher Ausfertigung ausgehändigt. Er unterschreibt die drei Ausfertigungen und behält eine davon.

Ist der Schulleiter mit seiner Bewertung nicht einverstanden, dann kann er den Bewertungsbericht unter Vorbehalt unterschreiben und innerhalb einer Frist von 10 Tagen nach seiner Aushändigung Einspruch vor der Einspruchskammer erheben.

Binnen einer Frist von 45 Tagen ab dem Tag, an dem sie den Einspruch erhalten hat, übermittelt die Einspruchskammer dem Schulträger ein begründetes Gutachten. Der Schulträger händigt innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt des Gutachtens seine endgültige Entscheidung aus. Folgt er dem Gutachten nicht, vermerkt er die Gründe hierfür.

Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung.
7 Bezeichnungs- bzw. Einstellungsdauer, Beendigung und Ernennung
7.1 Bezeichnungs- bzw. Einstellungsdauer 
Die Dauer der Bezeichnung bzw. Einstellung zum Schulleiter ist unbestimmt bzw. unbefristet. 

7.2 Beendigung 
Die Bezeichnung bzw. Einstellung endet in folgenden Fällen:

1.
im Falle einer vorsorglichen vorübergehenden Amtsenthebung von mehr als sechs Monaten;

2.
im Falle einer Zurdispositionstellung durch Stellenentzug im Interesse des Dienstes von mehr als sechs Monaten;

3.
im Falle der Verhängung folgender Disziplinarstrafen:

a)
einer Gehaltskürzung,

b)
einer vorübergehenden Amtsenthebung aus disziplinarischen Gründen,

c)
einer Versetzung in den nicht aktiven Dienst aus disziplinarischen Gründen,

d)
einer Entlassung wegen eines schwerwiegenden Fehlers;

4.
im Falle des freiwilligen Ausscheidens aus dem Dienst, falls es sich um ein definitiv ernanntes Personalmitglied handelt;

5.
im Falle der freiwilligen Beendigung der Bezeichnung;

6.
im Falle einer einseitigen Aufkündigung durch den Schulträger;

7.
im Falle eines Bewertungsberichts mit dem Vermerk „ungenügend“.

Der Schulträger kann im Falle eines Urlaubs oder einer Zurdispositionstellung wegen Krankheit oder Gebrechen für einen ununterbrochenen Zeitraum von mehr als sechs Monaten die Bezeichnung bzw. Einstellung beenden.

Handelt es sich um ein freiwilliges Ausscheiden aus dem Dienst oder eine freiwillige Beendigung der Bezeichnung bzw. Einstellung, hat der Schulleiter eine Kündigungsfrist von 60 Tagen zu beachten.

Handelt es sich um eine einseitige Aufkündigung durch den Schulträger, beträgt die Dauer der Kündigungsfrist 6 Monate, wenn das Amtsalter des Schulleiters bis zu 5 Jahren beträgt, für jede weitere angefangene Zeitspanne von 5 Jahren wird die Dauer um weitere 3 Monate erhöht.

Die vorgeschriebene Kündigungsfrist kann im Einvernehmen zwischen Schulträger und Schulleiter gekürzt werden. Die Kündigung erfolgt per Einschreiben mit Angabe der Dauer der Kündigungsfrist. Das Einschreiben wird am dritten Werktag nach dem Versanddatum wirksam.

Die Bezeichnung bzw. Einstellung endet nach fünf Jahren von Amts wegen, wenn der Schulleiter während dieser Zeitspanne keine von der Regierung anerkannte Fachausbildung als Schulleiter erfolgreich bestanden hat. Die wesentlichen Elemente der Ausbildung wurden von der Regierung festgelegt und vom Parlament per Dekret gebilligt.

Die Bezeichnung oder die definitive Ernennung bzw. Einstellung wird von Amts wegen gekündigt wenn die in Punkt 2 Nummer 1, 4 und 5 beschriebenen Zulassungsbedingungen nicht mehr erfüllt sind.

Eine definitive Ernennung bzw. Einstellung als Schulleiter endet durch Versetzung in den Ruhestand.

Nach Beendigung der Bezeichnung bzw. Einstellung bekleidet das Personalmitglied, insofern es sich um ein definitiv ernanntes bzw. eingestelltes Personalmitglied handelt, erneut sein vorheriges Amt. Dies ist jedoch nicht der Fall, wenn das Personalmitglied wegen eines schwerwiegenden Fehlers entlassen wurde oder freiwillig aus dem Dienst ausgeschieden ist. 

7.3 Ernennung
Um als Schulleiter definitiv ernannt bzw. eingestellt zu werden, muss das Personalmitglied mindestens 50 Jahre alt sein und ein Amtsalter von mindestens 5 Jahren aufweisen. Zudem muss der letzte Bewertungsbericht mindestens mit dem Vermerk „ausreichend“ schließen.

8 Berücksichtigung der Dienste
Die Dienste während der Ausübung des Schulleiteramtes werden hinsichtlich der Festlegung des Dienstalters, des Amtsalters und des finanziellen Dienstalters berücksichtigt, insofern es sich um ein Personalmitglied handelt.
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